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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

   
   

1. ZPO: Beweiskraft des elektronischen Empfangsbekenntnisses 
Beschluss vom 17.01.2024, Az: VII ZB 22/23  

2. ZPO: Bindung an die Zulassung der Rechtsbeschwerde 
Beschluss vom 30.01.2024, Az: VIII ZB 43/23  

3. EGBGB, BGB: Widerrufsfrist bei Allgemein-Verbraucherdarlehensvertrag im 
Anwendungsbereich der Verbraucherkreditrichtlinie 
Urteil vom 27.02.2024, Az: XI ZR 258/22  

4. VersAusglG: Abzugsfähigkeit der Beiträge für eine private Krankenversiche-
rung 
Beschluss vom 31.01.2024, Az: XII ZB 343/23  

5. VersAusglG: Vollständiger Ausgleich bei nur teilweise einbezogenen Anrech-
ten 
Beschluss vom 17.01.2024, Az: XII ZB 140/22  

6. VersAusglG: Grundrenten-Entgeltpunkte im Versorgungsausgleich  
Beschluss vom 10.01.2024, Az: XII ZB 389/22  

 

Urteile und Beschlüsse:

 
 
1. ZPO: Beweiskraft des elektronischen Empfangsbekenntnisses 

Beschluss vom 17.01.2024, Az: VII ZB 22/23 
a) Für die Rücksendung des elektronischen Empfangsbekenntnisses in Form eines 
strukturierten Datensatzes per besonderem elektronischen Anwaltspostfach (beA) ist 
es erforderlich, dass aufseiten des die Zustellung empfangenden Rechtsanwalts die 
Nachricht geöffnet sowie mit einer entsprechenden Eingabe ein Empfangsbekenntnis 
erstellt, das Datum des Erhalts des Dokuments eingegeben und das so generierte Emp-
fangsbekenntnis versendet wird. Die Abgabe des elektronischen Empfangsbekenntnis-
ses setzt mithin die Willensentscheidung des Empfängers voraus, das elektronische 
Dokument an dem einzutragenden Zustellungsdatum als zugestellt entgegenzunehmen; 
darin liegt die erforderliche Mitwirkung des Rechtsanwalts, ohne dessen aktives Zutun 
ein elektronisches Empfangsbekenntnis nicht ausgelöst wird. 
 
b) Das von einem Rechtsanwalt elektronisch abgegebene Empfangsbekenntnis er-
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bringt - wie das herkömmliche papiergebundene (analoge) Empfangsbekenntnis - ge-
genüber dem Gericht den vollen Beweis nicht nur für die Entgegennahme des Doku-
ments als zugestellt, sondern auch für den angegebenen Zeitpunkt der Entgegennahme 
und damit der Zustellung. 
 

  
2. ZPO: Bindung an die Zulassung der Rechtsbeschwerde 

Beschluss vom 30.01.2024, Az: VIII ZB 43/23 
a) Gegen eine Kostenentscheidung nach § 91 a ZPO darf die Rechtsbeschwerde nicht 
aus materiell-rechtlichen Gründen zugelassen werden, da es nicht Zweck des Kosten-
verfahrens ist, Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung zu klären oder das Recht 
fortzubilden, soweit es um Fragen des materiellen Rechts geht. Lässt das Beschwerde-
gericht unter Missachtung dieses Grundsatzes die Rechtsbeschwerde gleichwohl zu, ist 
das Rechtsbeschwerdegericht daran nach § 574 Abs. 3 Satz 1 ZPO gebunden (st. 
Rspr.; im Anschluss an BGH, Beschluss vom 27. April 2021 - VIII ZB 44/20 , NJW-
RR 2021, 737 Rn. 10 mwN). 
 
b) Beruft der Mieter sich auf die Unwirksamkeit einer formularvertraglichen Überwäl-
zung der Verpflichtung zur Vornahme laufender Schönheitsreparaturen unter dem Ge-
sichtspunkt, dass ihm die Wohnung unrenoviert oder renovierungsbedürftig überlassen 
worden ist, trägt er für diesen Umstand die Darlegungs- und Beweislast (im Anschluss 
an BGH, Urteil vom 18. März 2015 - VIII ZR 185/14 , BGHZ 204, 302 Rn. 32 ). 
 
c) Die Unwirksamkeit einer formularvertraglichen Quotenabgeltungsklausel führt 
nicht zur Unwirksamkeit einer formularvertraglichen Vornahmeklausel (im Anschluss 
an BGH, Urteil vom 18. Juni 2008 - VIII ZR 224/07 , WuM 2008, 472 Rn. 14; Be-
schluss vom 18. November 2008 - VIII ZR 73/08 , WuM 2009, 36 Rn. 1). 
 

  
3. EGBGB, BGB: Widerrufsfrist bei Allgemein-Verbraucherdarlehensvertrag im 

Anwendungsbereich der Verbraucherkreditrichtlinie 
Urteil vom 27.02.2024, Az: XI ZR 258/22 
a) Eine richtlinienkonforme Auslegung der in Art. 247 § 6 Abs. 2 Satz 3 EGBGB an-
geordneten Gesetzlichkeitsfiktion scheidet angesichts des eindeutigen Gesetzeswort-
lauts auch bei einem Allgemein-Verbraucherdarlehensvertrag im Anwendungsbereich 
der Richtlinie 2008/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 
2008 über Verbraucherkreditverträge und zur Aufhebung der Richtlinie 87/102/EWG 
des Rates (ABl. 2008, L 133, S. 66, berichtigt in ABl. 2009, L 207, S. 14, ABl. 2010, 
L 199, S. 40 und ABl. 2011, L 234, S. 46; im Folgenden: Verbraucherkreditrichtlinie) 
aus (Bestätigung von Senatsbeschluss vom 31. März 2020 - XI ZR 198/19 ,WM 2020, 
838Rn. 11). 
 
b) Bei einem Allgemein-Verbraucherdarlehensvertrag im Anwendungsbereich der 
Verbraucherkreditrichtlinie muss nach § 492 Abs. 2 BGB i.V.m. Art. 247 § 6 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 i.V.m. § 3 Abs. 1 Nr. 2 EGBGB gegebenenfalls klar und verständlich an-
gegeben werden, dass es sich um einen verbundenen Darlehensvertrag handelt und 
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dass dieser Vertrag als befristeter Vertrag geschlossen worden ist. 
 
c) Bei einem Allgemein-Verbraucherdarlehensvertrag im Anwendungsbereich der 
Verbraucherkreditrichtlinie beginnt die Widerrufsfrist im Falle einer unvollständigen 
oder fehlerhaften Information nach § 356b Abs. 2 Satz 1 i.V.m. § 492 Abs. 2 BGB nur 
zu laufen, wenn die Unvollständigkeit oder Fehlerhaftigkeit dieser Information nicht 
geeignet ist, sich auf die Befähigung des Verbrauchers, den Umfang seiner aus dem 
Darlehensvertrag herrührenden Rechte und Pflichten einzuschätzen, oder auf seine 
Entscheidung, den Vertrag zu schließen, auszuwirken und ihm gegebenenfalls die 
Möglichkeit zu nehmen, seine Rechte unter im Wesentlichen denselben Bedingungen 
wie denen auszuüben, die vorgelegen hätten, sofern die Information vollständig und 
zutreffend erteilt worden wäre. 
 
d) Das Fehlen der Angaben des zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses geltenden kon-
kreten Verzugszinssatzes und der Art und Weise seiner Anpassung nach § 356b Abs. 2 
Satz 1 i.V.m. § 492 Abs. 2 BGB i.V.m. Art. 247 § 3 Abs. 1 Nr. 11 EGBGB hindert das 
Anlaufen der Widerrufsfrist nicht (Aufgabe von Senatsurteil vom 12. April 2022 - XI 
ZR 179/21 ,WM 2022, 979Rn. 10). 
 
e) Bei einem Allgemein-Verbraucherdarlehensvertrag im Anwendungsbereich der 
Verbraucherkreditrichtlinie ist die nach Art. 247 § 7 Abs. 1 Nr. 3 EGBGB erforderli-
che Information über die Berechnungsmethode des Anspruchs auf Vorfälligkeitsent-
schädigung klar und verständlich, wenn der Darlehensnehmer die zu zahlende Vorfäl-
ligkeitsentschädigung oder zumindest deren Höchstbetrag leicht ermitteln kann. Falls 
eine solche Klausel einer Inhaltskontrolle nach nationalem Recht nicht standhält, hin-
dert dies das Anlaufen der Widerrufsrist nach § 495 Abs. 1 BGB i.V.m. § 355 Abs. 2 , 
§ 356b BGB nicht (Bestätigung von Senatsurteil vom 28. Juli 2020 - XI ZR 288/19 , 
BGHZ 226, 310 Rn. 24 ff. ). 
 
f) Zu den Angaben über das einzuhaltende Verfahren bei der Kündigung des Vertrags 
nach Art. 247 § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 EGBGB gehört nicht die Information über das 
außerordentliche Kündigungsrecht des § 314 BGB , sondern nur - soweit einschlägig - 
die Information über das Kündigungsrecht gemäß § 500 Abs. 1 BGB (Bestätigung von 
Senatsurteil vom 5. November 2019 - XI ZR 650/18 , BGHZ 224, 1 Rn. 29 ff. ). 
 
g) Bei Allgemein-Verbraucherdarlehensverträgen im Anwendungsbereich der Ver-
braucherkreditrichtlinie erfordert die Information über den Zugang des Verbrauchers 
zu einem außergerichtlichen Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren nach Art. 247 § 
7 Abs. 1 Nr. 4 EGBGB , dass der Verbraucher über alle ihm seitens des Darlehensge-
bers zur Verfügung stehenden außergerichtlichen Beschwerde- oder Rechtsbehelfsver-
fahren und gegebenenfalls die mit ihnen jeweils verbundenen Kosten informiert wird; 
ferner muss er im Kreditvertrag darüber belehrt werden, ob die Beschwerde oder der 
Rechtsbehelf auf Papier oder elektronisch einzureichen ist, des Weiteren über die phy-
sische oder elektronische Adresse, an die die Beschwerde oder der Rechtsbehelf zu 
senden ist, und schließlich über die sonstigen formalen Voraussetzungen, denen die 
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Beschwerde oder der Rechtsbehelf unterliegt (Aufgabe von Senatsbeschluss vom 11. 
Februar 2020 - XI ZR 648/18 , juris Rn. 37 ff.). 
 
h) Bei einem mit einem im stationären Handel geschlossenen Fahrzeugkaufvertrag 
verbundenen und vom Darlehensnehmer widerrufenen Allgemein-Verbraucherdarle-
hensvertrag entfällt das Leistungsverweigerungsrecht des Darlehensgebers nach § 357 
Abs. 4 Satz 1 BGB nicht dadurch, dass der Darlehensnehmer das Fahrzeug an einen - 
weder an dem Darlehensvertrag noch an dem damit verbundenen Kaufvertrag beteilig-
ten - Dritten veräußert hat (Bestätigung von Senatsurteil vom 14. Februar 2023 - XI 
ZR 152/22 , BGHZ 236, 148 Rn. 24 ff. ). 
 

  
4. VersAusglG: Abzugsfähigkeit der Beiträge für eine private Krankenversicherung 

Beschluss vom 31.01.2024, Az: XII ZB 343/23 
a) Zur Berechnung der schuldrechtlichen Ausgleichsrente nach einem im Erstverfah-
ren durchgeführten Teilausgleich im Wege des (hier analogen) Quasi-Splittings. 
 
b) Beiträge für eine private Krankenversicherung sind als vergleichbare Aufwendun-
gen im Sinne von § 20 Abs. 1 Satz 2 VersAusglG nur abzugsfähig, soweit sie auf Ver-
tragsleistungen entfallen, die in Art, Umfang und Höhe den Leistungen der gesetzli-
chen Krankenversicherung vergleichbar sind. 
 

  
5. VersAusglG: Vollständiger Ausgleich bei nur teilweise einbezogenen Anrechten 

Beschluss vom 17.01.2024, Az: XII ZB 140/22 
a) Zur nachträglichen Zulassung der Rechtsbeschwerde auf eine Gegenvorstellung. 
 
b) Anrechte, die unter der Geltung des bis zum 31. August 2009 gültigen Versorgungs-
ausgleichsrechts aus rechtlichen Gründen - beispielsweise wegen der Höchstbetragsbe-
grenzung für das erweiterte Splitting gemäß § 3 b Abs. 1 Nr. 1 VAHRG - nur teilweise 
in den öffentlich-rechtlichen Versorgungsausgleich einbezogen werden konnten, gehö-
ren gleichwohl im Sinne des § 51 Abs. 1 VersAusglG zu den "einbezogenen Anrech-
ten" mit der Folge, dass sie bei einer Totalrevision nach § 51 Abs. 1 VersAusglG im 
Wege interner oder externer Teilung nach den §§ 9 bis 19 VersAusglG vollständig 
ausgeglichen werden können (im Anschluss an Senatsbeschluss vom 24. Juni 2015 - 
XII ZB 495/12 - FamRZ 2015, 1688). 
 

  
6. VersAusglG: Grundrenten-Entgeltpunkte im Versorgungsausgleich  

Beschluss vom 10.01.2024, Az: XII ZB 389/22 
Zur Behandlung geringfügiger Anrechte aus dem Zuschlag an Entgeltpunkten für 
langjährige Versicherung (sog. Grundrenten-Entgeltpunkte) im Versorgungsausgleich. 
 
  

 

 


